
Allgemeine Mandatsbedingungen der 

c·k·s·s 
Carlé · Korn · Stahl · Strahl 

Partnerschaft mbB Rechtsanwälte Steuerberater 
 

 
 
A. Diese Mandatsbedingungen gelten für alle Verträge zwischen der Partnerschaft mbB (nachfolgend kurz 

„Partnerschaft“ genannt) und dem jeweiligen Auftraggeber, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schrift- 
lich vereinbart oder unabdingbar gesetzlich vorgeschrieben ist. Mandate werden der Partnerschaft erteilt, 
nicht einzelnen Partnern und/oder für die Partnerschaft tätigen Personen. Kommt auf Grund einer ausdrück-
lichen Vereinbarung ein Vertragsverhältnis mit einzelnen Partnern zustande, so gelten für dieses Vertrags- 
verhältnis diese Mandatsbedingungen entsprechend. 

 
B. I. Für Verbindlichkeiten der Partnerschaft aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung haftet den Gläubi- 

gern nur das Gesellschaftsvermögen. Die Haftung der Partnerschaft für Schadensersatzansprüche aus dem 
Mandatsverhältnis ist bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall auf 10 Mio. € beschränkt, 
soweit das gesetzlich zulässig ist. Für die Tätigkeit von Rechtsanwälten gilt die Haftungsbeschränkung jedoch 
nur für Fälle einfacher Fahrlässigkeit. Die Haftungsbeschränkung gilt auch dann, wenn eine Haftung gegen- 
über einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet sein sollte. Die Gesamthaftung der Partnerschaft 
gegenüber mehreren Auftraggebern und/oder mehreren Anspruchsberechtigten wird auf insgesamt 10 Mio. € 
beschränkt. 

 
B. II. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitli- 

chen Schadens gegeben. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun 
oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

 
B. III. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schä- 

den in einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren oder bei einer oder mehreren Personen ent- 
standen sind. 

 
B. IV. Die Versicherungssumme der Vermögensschadenshaftpflichtversicherung der Partnerschaft übersteigt die 

gesetzlichen Mindestsummen um ein Vielfaches. 
 
B. V. Ausgenommen von der Haftungsbegrenzung sind Haftungsansprüche für Schäden aus der Verletzung des Le- 

bens, des Körpers oder der Gesundheit. 
 
B. VI. Für vermögensrechtliche Streitigkeiten aus dem Mandatsverhältnis mit Verbrauchern ist die „Schlichtungs- 

stelle der Rechtsanwaltschaft“, Rauchstraße 26, 10787 Berlin, www.s-d-r.org, zuständig. Die  c·k·s·s  Carlé · 
Korn · Stahl · Strahl Partnerschaft mbB Rechtsanwälte Steuerberater ist grundsätzlich bereit, an Streit- 
beilegungsverfahren bei der Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft teilzunehmen. 

 
C.  Die Partnerschaft weist hiermit den Auftraggeber auf die Möglichkeit einer Einzelobjektversicherung hin. 

Sollte er der Ansicht sein, dass die in B. I. bezeichnete Haftungssumme das Risiko nicht angemessen abdeckt, 
wird die Partnerschaft auf sein Verlangen eine Einzelobjektversicherung abschließen, sofern der Auftragge- 
ber sich bereit erklärt, die dadurch entstehenden Mehrkosten zu übernehmen. 

 
D. Der Auftraggeber ist verpflichtet, bei mündlichen oder fernmündlichen Auskünften und Erklärungen eine 

schriftliche Bestätigung zu verlangen. Andernfalls kann er sich auf die Verbindlichkeit der Auskunft oder Er- 
klärung nicht berufen. 

 
E. Sofern der Auftraggeber Unternehmer ist, gilt Folgendes: Gegenüber der Partnerschaft kann ein Schadenser- 

satzanspruch nur innerhalb einer Ausschlussfrist von zwölf Monaten geltend gemacht werden, nachdem der 
Anspruchsberechtigte von dem Schaden und von dem anspruchsbegründenden Ereignis Kenntnis erlangt hat, 
spätestens aber innerhalb von fünf Jahren nach dem anspruchsbegründenden Ereignis. Der Anspruch er- 
lischt, wenn nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten seit der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung
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Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Das Recht, die Einrede der 
Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt. 

 
F. Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner für alle Forderungen der Partnerschaft in dieser Angele- 

genheit. Gegenüber der Partnerschaft sind mehrere Auftraggeber Gesamtgläubiger. Die Partnerschaft darf 
sich auf die Informationen und Weisungen eines jeden von mehreren Auftraggebern stützen, soweit nicht ei- 
ner schriftlich widerspricht; in diesem Fall kann das Mandat sofort beendet werden. 

 
G. Die Partnerschaft ist berechtigt, Geld und Geldeswert für den oder die Auftraggeber in Empfang zu nehmen 

und hieraus ihre gesamten Vergütungs- und Erstattungsansprüche zu befriedigen. 
 
H. Die Verpflichtung der Partnerschaft zur Aufbewahrung und Herausgabe von Handakten erlischt zwei Jahre 

nach Beendigung des Auftrages. Danach dürfen alle in ihrem Besitz befindlichen Aktenstücke vernichtet wer- 
den, wenn zuvor der Auftraggeber aufgefordert wurde, die Handakten in Empfang zu nehmen, und der Auf- 
traggeber die Handakten nicht innerhalb von sechs Monaten abgeholt hat, nachdem er die Aufforderung 
erhalten hat. 

 
I. Sofern der Auftraggeber Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen ist oder keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, wird für sämtliche Streitigkeiten aus 
oder im Zusammenhang mit dem Mandatsverhältnis Köln als ausschließlicher Gerichtsstand vereinbart. Es gilt 
ausschließlich materielles deutsches Recht. 

 
J.  Diese Mandatsbedingungen gelten für alle gegenwärtigen und in Zukunft erteilten Aufträge. Sie entbinden 

nicht von der Einhaltung des jeweils gültigen Standesrechtes. 
 
K. Der Auftraggeber verpflichtet sich, ihm ausgehändigte schriftliche Unterlagen (Gutachten, Vermerke etc.) 

vertraulich zu behandeln und nicht – auch nicht ihrem wesentlichen Inhalt nach – an Dritte weiterzugeben, es 
sei denn, die Partnerschaft hat hierzu vorher schriftlich ihre Zustimmung erteilt. Der Auftraggeber ver- 
pflichtet sich, diese Verpflichtung auch seinen Mitarbeitern aufzuerlegen. Der Auftraggeber darf ihm über- 
sandte Unterlagen auch ohne vorherige Zustimmung der Partnerschaft einem zur Berufsverschwiegenheit 
verpflichteten Sachverständigen zugänglich machen, der ihn in gleicher Angelegenheit berät, sofern der Auf- 
traggeber diesen zur vertraulichen Behandlung der ihm überlassenen Unterlagen verpflichtet hat. 

 
L. Soweit der Auftraggeber der Partnerschaft eine E-Mail-Adresse mitteilt, willigt er ein, dass die Partnerschaft 

ihm ohne Einschränkung per E-Mail mandatsbezogene Informationen zusendet. Dem Auftraggeber ist be- 
kannt, dass E-Mails Viren enthalten können, dass andere Internet-Teilnehmer von dem Inhalt der E-Mails 
Kenntnis nehmen können und dass nicht sichergestellt ist, dass die E-Mails tatsächlich von dem Absender 
stammen, der angegeben ist. 

 
M. Sollte eine in diesen Mandatsbedingungen enthaltene Regelung unwirksam sein oder werden oder sollte sich 

eine Lücke herausstellen, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der übrigen Regelungen. 

 
N. Eine Lücke gilt als durch diejenige wirksame Regelung ersetzt, die dem am nächsten kommt, was der Auf- 

traggeber und die Partnerschaft vereinbart hätten, wenn sie die Lücke erkannt hätten. Entsprechendes gilt, 
wenn eine Regelung (z.B. auf Grund Änderung der Rechtsprechung) unwirksam wird. 

 
O. Hinweise zur Datenverarbeitung 
 
O. I. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des betrieblichen Datenschutz- 

beauftragten 
 

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch: 
Verantwortlicher:  c·k·s·s  Carlé · Korn · Stahl · Strahl Partnerschaft mbB Rechtsanwälte Steuerberater,   
Aachener Straße 1005, D-50858 Köln, Deutschland;   
E-Mail:  ckss@ckss.de;  Telefon: +49 (0)221 50067 0;  Telefax: +49 (0)221 50067 185. 

Die Datenschutzbeauftragte der Kanzlei ist unter der vorstehenden Kanzleianschrift und unter 
datenschutz@ckss.de erreichbar. 

mailto:ckss@ckss.de
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O. II. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und deren Verwendung 
 

Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende Informationen: 
•  Anrede, Vorname, Nachname, 
•  eine gültige E-Mail-Adresse, 
•  Anschrift, 
•  Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk) 
•  Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen des Mandats notwen- 

 dig sind. 
 

Die Erhebung dieser Daten erfolgt, 
•  um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können; 
•  um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können; 
•  zur Korrespondenz mit Ihnen; 
•  zur Rechnungsstellung; 
•  zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der Geltendmachung etwaiger Ansprüche  
    gegen Sie. 
 
Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO zu den genannten 
Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und für die beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen 
aus dem Mandatsvertrag erforderlich. Die für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten 
werden bis zum Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem das Mandat beendet wurde) gespeichert und danach gelöscht, es sei denn, dass wir 
nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO auf Grund von steuer- und handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und 
Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder AO) zu einer längeren Speicherung verpflichtet sind oder Sie in 
eine darüberhinausgehende Speicherung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt haben. 

 
O. III. Weitergabe von Daten an Dritte 
 

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden aufgeführten Zwecken 
findet nicht statt. Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen 
mit Ihnen erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehört 
insbesondere die Weitergabe an Verfahrensgegner und deren Vertreter (insbesondere deren Rechtsanwälte) 
sowie Gerichte und andere öffentliche Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung 
und Verteidigung Ihrer Rechte. Die weitergegebenen Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den 
genannten Zwecken verwendet werden. Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten 
handelt, die dem Anwaltsgeheimnis unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in Absprache mit Ihnen. 

 
O. IV. Betroffenenrechte 
 

Sie haben das Recht, 
•  gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies hat 
zur Folge, dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht mehr 
fortführen dürfen; 
•  gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu verlangen. 
Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der personenbezogenen Daten, 
die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante 
Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung oder 
Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns 
erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
und ggf. aussagekräftigen Informationen zu deren Einzelheiten verlangen; 
•  gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns 
gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen; 
•  gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen, 
soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur 
Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 
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•  gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, 
soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren 
Löschung ablehnen und wir die Daten nicht mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die 
Verarbeitung eingelegt haben; 
•  gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen anderen 
Verantwortlichen zu verlangen und 
•  gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel können Sie sich hierfür an 
die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden. 

 
O. V. Widerspruchsrecht 
 

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f 
DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen 
Situation ergeben. 
 
Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an ckss@ckss.de 

 
c·k·s·s 
Carlé · Korn · Stahl · Strahl 
Partnerschaft mbB Rechtsanwälte Steuerberater 

 
im kösdi-Haus 

Aachener Straße 1005 
50858 Köln, Deutschland 


